
Gastkommentar 

Die Zollkeule  
hinterlässt Beulen 
Zumindest besser als die Schweiz. In 
Liechtenstein konnte in den vergan -
genen Wochen ein verhaltenes Aufat-
men vernommen werden, dass der 
«Zollhammer» das Land weniger hart 
traf als den Nachbarn. Während die 
Schwei zer Güterexporte in die USA  
mit einem Zollsatz von 39 Prozent 
belegt wurden, bekam Liechtenstein 
nur 15 Prozent aufgebrummt. Es ist  
ein Zeichen der Zeit, dass von «nur»  
15 Pro zent gesprochen wird. Vor April 
war ein solcher Zollsatz noch als wenig 
realistisches Schreckgespenst abgetan 
worden. Es gibt deshalb wenig Grund 
zur Freude, dass Liechtenstein noch 
relativ verschont worden ist. Ein starker 
Anstieg der Exportkosten für einen der 
wichtigsten Auslandsmärkte hat auf 
alle Fälle negative Auswirkungen. Es 
fragt sich, wie gross diese ausfallen 
können. Eine Möglichkeit, die Folgen 
abzuschätzen, ist ein Vergleich mit 
einem früheren Schock. Im Jahr 2015 
hob die Schweizerische Nationalbank 
den Mindestkurs des Frankens gegen-
über dem Euro auf. Die Episode ging als 
Frankenschock in die Annalen ein. Der 
Aussenwert des Frankens wertete sich 
um rund 10 Prozent auf. Die Situation 
von damals unterscheidet sich zwar von 
derjenigen von heute. Die überfallartige 
Verteuerung von Exporten ist jedoch in 
beiden Konstellationen ähnlich. 

Eine Überschlagsrechnung zeigt, dass 
die amerikanische Zollkeule Beulen 
hinterlässt. Gesamtwirtschaftlich ist es 
aber nicht so schlimm wie beim Fran-
kenschock. Die Rechnung kommt so 
zustande: Die Grösse der Zollerschüt-
terung ist 15 Prozent plus einer Aufwer-
tung des Frankens gegenüber dem 
Dollar seit den Zolleskapaden um  
10 Prozent, insgesamt also 25 Prozent, 
was höher ist als der 10-Prozent-An-
stieg bei der Aufhebung des Mindest-
kurses. Das betroffene Exportvolumen 
ist jedoch bei den amerikanischen Zöl -
len geringer, weil nur die Ausfuhren in 
die USA betroffen sind und nicht alle 
Exporte. Zusammengenommen be-
trägt der Effekt der Zollkeule rund ein 
Drittel des Frankenschocks. Laut einer 
Schätzung des Liechtenstein-Instituts 
gingen die Exporte wertmässig wegen 
der Aufhebung des Mindestkurses um 
12 Prozent (mittlere Schätzung) zurück, 
entsprechend könnten nun die Liech-
tensteiner Güterexporte um rund 4 
Prozent zurückgehen (ein Drittel des 
Frankenschock-Effekts). Weil die In -
dustrie vorwiegend exportorientiert ist 
und rund 40 Prozent zur Wertschöp-
fung des Landes beiträgt, würde dies 
einen spürbaren Rückgang des Brut-
toinlandprodukts bedeuten. Die Rech-
nung ist grob und vereinfachend. Sie 
zeigt aber auf, wie stark Liechtensteins 
Wirtschaft vom Export abhängig ist. 
Beim Frankenschock waren die gesam-
ten Ausfuhren betroffen und nicht nur 
diese in die USA, diesmal ist die ge -
samte Weltwirtschaft jedoch in einem 
schlechteren Zustand, es sind auch an -
dere Länder von höheren Zöllen be -
troffen. Liechtensteins Unternehmen 
haben beim Frankenschock gezeigt, 
dass sie anpassungsfähig sind. Das 
müssen sie auch weiterhin sein.

Gerald Hosp, Geschäftsführer  
der Denkwerkstatt Zukunft.li
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Höchste Zeit, Rechte zu nutzen 
Elternwerden ist ein Ausnahmezustand. Alles 
ist neu, und vieles muss sich erst finden: 
Schlafrhythmen, Routinen, die Balance zwi-
schen den eigenen Bedürfnissen und denen 
eines kleinen Menschen, der gerade erst 
angekommen ist. Diese Zeit braucht Raum. 
Raum, der nicht mit finanziellen Sorgen oder 
starren Arbeitsplänen gefüllt ist. Genau hier 
setzt die Einführung der Elternzeit an – ab 
Januar 2026.  

Anspruch haben nicht nur Eltern, deren Kind 
im neuen Jahr geboren wird. Auch Mütter und 
Väter von Kindern mit Jahrgang 2023 können 
bis Ende 2026 Elternzeit beziehen. Das ist 
keine Randnotiz, sondern eine Einladung, die 
eige nen Pläne schon jetzt darauf abzustim-
men. Denn Elternzeit ist nicht einfach ein Ge -
schenk des Gesetzgebers, das man beiläufig 
entgegennimmt. Sie ist ein Recht. Und Rechte 
sind dafür da, genutzt zu werden.  

Ab 2026 stehen jedem Elternteil vier Monate 
Elternzeit zu, davon zwei Monate bezahlt – zu 
100 % des AHV-pflichtigen Lohns, gedeckelt 
beim Doppelten der maximalen AHV-Rente. 
Dieses Modell erlaubt eine partnerschaftliche 
Aufteilung der Care-Arbeit, ohne dass finan-
zielle Gründe automatisch den Alltag diktie-
ren. Das Gesetz ist ein konkretes Angebot:  
an alle Eltern, die den Übergang in die neue 
Lebensrealität bewusst gestalten möchten. 
Und an eine Gesellschaft, die traditionelle 
Rollenbilder hinterfragt und neue Wege der 
Vereinbarkeit eröffnet.  

Aber die tatsächliche Wirkung entfaltet sich 
erst, wenn Mütter und Väter dieses Recht 
bewusst in Anspruch nehmen. Und wenn 

Unternehmen Elternzeit nicht als «Ausnahme-
fall», sondern als selbstverständlichen Teil des 
Arbeitslebens begreifen. Wer auf die Elternzeit 
verzichtet, weil es «kompliziert» erscheint 
oder im Unternehmen noch niemand den An -
fang gemacht hat, gibt nicht nur ein Recht auf, 
sondern auch eine Chance.  

Diese Chance bedeutet: eine enge Bindung 
zum Kind aufbauen, als Paar gemeinsam in 
eine neue Lebensphase starten, Care-Arbeit 
von Anfang an als gemeinsame Aufgabe ver-
stehen. Und sie bedeutet auch: künftige Ver-
einbarkeitsmodelle aktiv mitgestalten – ob  
in der Familie, am Arbeitsplatz oder in der 
Gesellschaft.  

Gerade Männer sind hier besonders angespro-
chen. Wer sich vier Monate Elternzeit nimmt, 
setzt ein Zeichen gegenüber den eigenen Kin -
dern, der Partnerin und im beruflichen Um-
feld. Und jede Mutter, die mit dem Partner 
gemeinsam plant, wie beide Elternteile diese 
Zeit sinnvoll nutzen können, ebnet mit jedem 
Tag die Normalisierung einer neuen Selbstver-
ständlichkeit.  

Die gesetzliche Grundlage ist also da. Jetzt ist 
es an uns allen – Eltern, Unternehmen, Perso-
nalabteilungen, Kolleg:innen – dieses Recht 
mit Leben zu füllen. Elternzeit darf nicht zur 
Ausnahme für wenige werden. Sie soll Alltag 
für viele sein. Es ist höchste Zeit, die Zeit zu 
nehmen, die uns zusteht. 

«Die tatsächliche  
Wirkung entfaltet  

sich erst, wenn  
Unternehmen  

Elternzeit nicht als 
‹Ausnahmefall›,  

sondern als  
selbstverständlichen 

Teil des Arbeitslebens 
begreifen.»

Tatjana As’Ad 
Vorstandsmitglied Frauennetz 

 

Tatjana As’Ad 
Vorstandsmitglied Frauennetz 

Verschiedene internationale Studi-
en weisen einen positiven Zusam-
menhang zwischen Bildungsniveau 
und Wohlbefinden nach. In Liech-
tenstein geben Personen mit tertiä-
rer Ausbildung jedoch eine ähnlich 
hohe Lebenszufriedenheit an wie 
Personen mit einem Abschluss auf 
Sekundarstufe II (zum Beispiel Be-
rufslehre oder Matura). Innerhalb 
der Tertiärstufe schätzen sich Per-

sonen mit einer beruflichen Weiter-
bildung am zufriedensten ein. Et-
was darunter liegt die Gruppe mit 
einem Abschluss an einer höheren 
Fachschule oder Fachhochschule. 
Die geringste Zufriedenheit inner-
halb der Tertiärgruppe wird bei Uni -
versitätsabschlüssen verzeichnet. 
Diese ist statistisch signifikant nied-
riger als bei einer beruflichen Wei-
terbildung und entspricht dem Zu-

friedenheitsniveau von Personen 
mit Abschluss auf der Sekundarstu-
fe II.  

Insgesamt sind die Unterschie-
de jedoch überschaubar: Alle be-
trachteten Gruppen liegen inner-
halb eines halben Indexpunktes 
auf der Bewertungsskala und auf 
insgesamt hohem Niveau. Markan-
te Unterschiede lassen sich somit 
nicht feststellen.

Johannes Lehmann 
Ökonom am Liechtenstein-Institut

Bildung und Lebenszufriedenheit: Kein eindeutiger Zusammenhang in Liechtenstein 

Quelle: Lie-Barometer, 2024
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